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Mit dem Referentenentwurf aus dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales zum neuen „Gesetz zur Ermittlung 
von Regelbedarfen und zur Änderung des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch sowie des Asylbewerberleistungsge-
setzes“ (RBEG) wurden die Regelsätze von Hartz IV ab 2021 neu berechnet. Dabei wurde erneut die Chance vertan, 
die Berechnung auf eine seriöse wissenschaftliche Grundlage zu stellen um eine realistische, bedarfsgerechte 
Leistungshöhe zu ermitteln.
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Bei der Berechnung der Regelsät-
ze wird ein Bedarf ermittelt, der das 
Existenzminimum und eine Teilhabe 
am soziokulturellen Leben sicher-
stellen soll. Dabei wird der Regelbe-
darf meist als Thema von Langzeitar-
beitslosen wahrgenommen. Unmit-
telbar betroffen sind aber erheblich 
mehr Menschen, insgesamt über 8 
Prozent der Bevölkerung: 5,35 Milli-
onen Arbeitssuchende nach SGB II, 
1,01 Millionen Grundsicherungsbe-
zieher im Alter und bei Erwerbsmin-
derung, 370.159 Sozialhilfebezieher 
und 411.211 Asylbewerber. Viele von 
ihnen haben zwar ein Einkommen, 
das aber so gering ist, dass es auf-
gestockt werden muss. Der Regelbe-
darf ist auch für 6,9 Millionen Voll-
jährige relevant, die in Deutschland 
offiziell verschuldet sind, er ergibt 
für sie die Pfändungsfreigrenze.
Nicht zuletzt ist der Regelsatz auch 
für alle Beschäftigten von Bedeutung. 
Denn er markiert das Maß des mög-
lichen sozialen Abstiegs bei Arbeits-
platzverlust. Aus Sorge vor Hartz IV 
steigt bei vielen die Bereitschaft, Zu-
geständnisse bei Arbeitsbedingun-
gen und Entgelten zu machen.

Berechnungsmethode kritikwürdig
Die Regelsatzhöhe hat somit eine 
erhebliche gesellschaftliche Bedeu-

tung. Es verwundert daher nicht, 
dass diesbezüglich vielfach politi-
sche und juristische Auseinander-
setzungen geführt werden. Das Bun-
desverfassungsgericht musste mehr-
mals entscheiden, verfassungswid-
rige Berechnungen mussten be-
richtigt und der Regelsatz mehrfach 
erhöht werden. Die Berechnungs-
grundlagen bleiben jedoch weiterhin 
kritisch.

Grundlage unverändert
Grundlage der Bedarfsermittlung ist 
eine Sonderauswertung der vom sta-
tistischen Bundesamt ermittelten 
Konsumausgaben. Berücksichtigt 
werden lediglich 15 Prozent der Al-
leinstehenden-Haushalte und 20 
Prozent der Paar-Haushalte mit den 
jeweils niedrigsten Einkommen. Er-

Hartz IV-Regelsätze

Schon wieder kleingerechnet!

Arbeitsmarkt

hoben wird jedoch nicht der Bedarf 
dieser Haushalte, sondern nur, was 
sie für Ernährung, Freizeitaktivitä-
ten etc. tatsächlich ausgeben kön-
nen. Diese Ausgaben werden also 
mit dem Existenzminimum gleichge-
setzt. Unberücksichtigt bleiben da-
mit sämtliche Bedarfe, die vorhan-
den sind, von den erfassten Haus-
halten aus Finanznot jedoch nicht 
gedeckt werden können.
Diese Schieflage wird dadurch ver-
stärkt, dass sogenannte „verdeckte 
Armut“ unberücksichtigt bleibt. Dies 
bedeutet, dass auch Haushalte zur 
Grundlage der Bedarfsermittlung he-
rangezogen werden, deren Einkom-
men unterhalb des Grundsicherungs-
niveaus liegen. Das Arbeits- und So-
zialministerium argumentiert, dass 
sich die „verdeckte Armut“ nicht er-
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„Das gesellschaftliche Ver-
sprechen, das menschenwür-
dige Existenzminimum und 
die soziale Teilhabe zu si-
chern, wird weiterhin nicht 
eingelöst. Wir brauchen end-
lich einen Neustart bei der 
Regelsatzberechnung.“

HANS-JÜRGEN URBAN 
geschäftsführendes 
Vorstandsmitglied 
der IG Metall

fassen lasse und daher diese Haus-
halte nicht fehlerfrei herausgerech-
net werden könnten. Das überzeugt 
nicht. Verdeckte Armut könnte zumin-
dest näherungsweise herausgerech-
net werden – anstatt sie zulasten der 
Betroffenen zu ignorieren.

Nichtberücksichtigung von Ausgaben
Einige Ausgaben der ausgewerte-
ten Haushalte werden außerdem 
herausgerechnet, weil sie für den 
Regelsatz als nicht relevant bewer-
tet werden. Nachvollziehbar ist dies 
etwa bei den Rundfunk-Gebühren, 
von denen Leistungsbezieher befreit 
sind. Aber auch Ausgaben für Alko-
hol, Tabak, Gastronomie und Pflan-
zen (vom Blumentopf bis zum Weih-
nachtsbaum) werden nicht als Be-
standteile des Existenzminimums 
anerkannt. Dies ist aus zwei Grün-
den problematisch. Zum einen sollte 
jeder Mensch entscheiden können, 
zumindest einmal im Jahr ein Eis zu 
essen oder sogar mal mit dem Kind 
ins Kino gehen zu können. Zum an-
deren verzichten vermutlich auch 
viele Haushalte mit sehr niedrigen 
Einkommen nicht völlig auf derlei 
als Luxusartikel beurteilten Dinge, 
selbst wenn dann nicht genug Geld 
bleibt für gesunde Ernährung oder 
eine neue Hose, obwohl die alte 
längst zerlöchert ist. Die Herausrech-
nung führt so faktisch zu Einschnit-
ten in das Existenzminimum, denn 
im Ergebnis haben die Leistungsbe-
ziehenden weder für „Luxus“ noch 
für gesunde Ernährung Geld.

Ansparen trotz Mangel nötig…
Für langlebige Konsumgüter wie Me-
tallwaren und Elektroartikel wird 

ein monatlicher Bruchteil von rund 
1,64 EUR veranschlagt. Eine günsti-
ge Waschmaschine kann bei eiser-
nen Sparanstrengungen also nach 
gut 13 Jahren angeschafft werden, 
für billige Toaster und Kaffeemaschi-
ne muss jeweils ein weiteres Jahr ge-
spart werden.

…auch auf Kosten der Kinder
Für den gesamten Hygienebedarf von 
Babys und Kleinkindern werden 7,86 
EUR monatlich zugestanden. Der Be-
trag ist mit preisgünstigen Windeln 
bereits nach einem halben Monat 
aufgebraucht – hier stinkt der gesetz-
lich verordnete Mangel im wahrsten 
Sinne des Wortes zum Himmel.
Niemand, der Kinder hat, kann nach-
vollziehen, warum die notwendi-
gen Ausgaben für ein Vorschulkind 
um 33 Euro und für Jugendliche ab 
14 Jahren um 45 Euro gestiegen, die 
Kosten für ein Kind ab sechs Jahren 
aber nahezu unverändert geblieben 
sein sollen. Diese unerklärlichen Un-
terschiede verweisen auf die Prob-
lematik der statistischen Grundlage 
hin: weil viel zu wenig Fälle betrach-
tet werden, schlagen hier Zufälle 
durch, die nicht aussagekräftig sind. 
Die Berechnung des Regelsatzes von 
Jugendlichen etwa für die Kosten ei-
nes Fahrrads beruhen auf Angaben 
von nur 14 Haushalten.

Bitte nachbessern
Es bleibt dabei: Die Hartz IV-Regel-
satzberechnungen sind zweifelhaft 
und ungenügend. Alte Probleme 
werden fortgeschrieben. Es braucht 
endlich eine ergebnisoffene und 
transparente öffentliche Debatte 
über die Berechnung eines Regelsat-

zes, der verlässlich das Existenzmi-
nimum abbildet und die soziokultu-
relle Teilhabe der Betroffenen an un-
serer Gesellschaft sichert.

Aktionstage am 30. - 31. Oktober
Infos bei der KOS (Koordinierungs-
stelle gewerkschaftlicher Arbeits-
losengruppen)
www.erwerbslos.de/images/Auf-
ruf_Aktionstage.pdf
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